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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 
Entschließung über die Europäische Union 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

— erinnert an das im Schlußkommunique der Pariser Gipfel- 
konferenz vom Oktober 1972 genannte Hauptziel, das die 
Umwandlung sämtlicher Beziehungen der Mitgliedstaaten 
vor Ablauf dieses Jahrzehnts und unter absoluter Wahrung 
der bereits Unterzeichneten Verträge in eine Europäische 
Union betrifft ; 

— unter Hinweis darauf, daß die Organe der Gemeinschaft auf- 
gefordert sind, vor Ende 1975 einen Bericht über die Euro- 
päische Union auszuarbeiten ; 

— im Bewußtsein der ihm von den Verträgen und durch den 
Willen der in der Gemeinschaft vereinigten Völker zuge- 
wiesenen Rolle; 

— in Kenntnis des Entschließungsantrags des Politischen Aus- 
schusses (Dokument 300/74) ; 


I. 

1. übernimmt die Verpflichtung, zum 30. Juni 1975 seinen Be- 
richt über die Verwirklichung der Europäischen Union aus- 
zuarbeiten und vorzulegen I 

2. fordert nachdrücklich, daß die Kommission und der Rat der 
Gemeinschaften ihrerseits die gleiche Verpflichtung über- 
nehmen; 

3. erklärt sich bereit, zu dem von den Staats- bzw. Regierungs- 
chefs auf der Pariser Gipfelkonferenz vom Oktober 1972 
festgesetzten Termin in enger Zusammenarbeit mit den an- 
deren Gemeinschaftsinstitutionen einen gemeinsamen Be- 
richt zur Europäischen Union zu erstellen; 


II. 

4. betont, daß die Europäische Union als Verwirklichung der 
in den Verträgen zur Gründung der Europäischen Gemein- 
schaften sowie in der gemeinsamen Erklärung über die euro- 
päische Identität aufgestellten Grundsätze und Ziele es der 


Ziffer 16 der Schlußerklärung der Pariser Gipfelkonferenz vom Oktober 
1972 
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Europäischen Gemeinschaft ermöglichen muß, sich als wirt- 
schaftliche und politische Union zu verstehen und durch- 
zusetzen; 

5. erklärt, daß diese Umwandlung nur unter Mitwirkung der 
gemeinschaftlichen Organe, der Mitgliedstaaten und der Völ- 
ker verwirklicht werden kann, wobei das Ziel angestrebt 
wird, eine neue Form für den politischen Willen zu finden, 
in einer Risiken- und Chancengemeinschaft gemeinsam zu 
handeln, die sich unter Wahrung ihrer Tradition in Richtung 
auf eine immer engere Union der europäischen Völker stän- 
dig fort entwickelt; 

IIL 

6. betont, daß die Bemühungen um die Umwandlung der der- 
zeitigen Gemeinschaft in eine Europäische Union auf fol- 
gende Ziele ausgerichtet sein müssen: 

— die Erweiterung und Verstärkung der bestehenden sowie 
die Schaffung neuer Gemeinschaftsbefugnisse sowohl auf 
dem Gebiet der Währungs-, Wirtschafts-, Sozial- und 
Kulturpolitik als auch im Bereich der Außenpolitik und 
in Sicherheitsfragen; 

— die Demokratisierung der Institutionen, die für gemein- 
schaftliches Handeln unter Wahrung der spezifischen 
Interessen der Mitgliedstaaten die Verantwortung tra- 
gen sollen; 

7. ist der Ansicht, daß die Europäische Union folgende wesent- 
liche Institutionen umfassen muß: 

— ein politisches Entscheidungszentrum mit Kompetenzen 
auf den in Ziffer 6 erwähnten Sachgebieten, aus dem die 
europäische Regierung entstehen soll; 

— ein Parlament, das zumindest aus einer Kammer besteht, 
die aus allgemeinen unmittelbaren Wahlen hervorgeht; 

— einen Gerichtshof, der die Wahrung des Rechts bei der 
Auslegung und Anwendung der Verträge, Abkommen 
und Beschlüsse gewährleistet und den Vorrang des 
Rechts der Union vor dem nationalen Recht auf allen 
Sachgebieten garantiert, für die die Verträge oder jede 
Ausweitung oder Änderung dieser Verträge gelten; 

— einen Rechnungshof; 

— einen Wirtschafts- und Sozialausschuß; 


IV. 

8. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung einerseits 
den Regierungen der Mitgliedstaaten sowie dem Rat und 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften und an- 
dererseits den Präsidenten der Parlamente der neun Mit- 
gliedstaaten zu übermitteln, mit der Bitte, sie den Mitglie- 
dern dieser Parlamente mitzuteilen. 
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